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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Personalausweisgesetzes 
(PAuswG) 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 316. Sitzung am 10. November 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hegei, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Dnicksadie ¥72438 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Personalausweisgesetzes (PAuswG) 


Inhaltsübersicht 
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§ 3 Einschränkung des Geltungsbereichs 
§ 4 Einziehung 
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§ 7 Kosten 
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Dritter Abschnitt 
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§ 18 Ordnungswidrigkeiten 
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§ 20 Inkrafttreten 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Rahmenvorschriften für das Inland 

§ 1 

Ausweispflicht 

(1) Deutsche im Sinne des Artiikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes, die das 14. Lebensjahr vollendet 
haben und sich gewöhnlich im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes aufhalten, sind verpfliiditet, einen Per- 
sonalausweis zu besitzen. Ein deutscher Paß, ein 
deutscher Kinderausweis, ein deutsches Seefahrt- 
buch oder ein deutscher Donauschiffer-Ausweis er- 
setzt den Personalausweis. 

(2) Wer nach Absatz 1 zum Besitz eines Auswei- 
ses verpflichtet ist, hat ihn den zuständigen Behör- 
den und Beamten auf Verlangen zur Prüfung der 
Personalien auszuhändigen. 

(3) Die Länder können aus Gründen der öffent- 
lichen Sicherheit oder Ordnung bestimmen, daß 
einer der in Absatz 1 genannten Ausweise mitzufüh- 
ren ist. 

(4) Die Länder können Personen, 

1 . die unter Pflegschaft gestellt oder entmün- 
digt sind, 

2. die in einer Kranken-, Heil- oder Pflegean- 
stalt untergebracht sind oder 

3. denen idie Freiheit entzogen ist, von der 
Ausweispflicht befreien. 

§2 

Anspruch 

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes, die sich gewöhnlich im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes aufhalten, haben nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes Anspruch auf Ausstellung 
eines Personalausweises auch dann, wenn sie nicht 
nach § 1 Abs. 1 zum Besitz eines Ausweises ver- 
pflichtet sind. 

(2) Die Länder können den Anspruch für Kinder, 
die das 14. Lebensjahr nicht vollendet haben, und 
für den in § 1 Abs. 4 Nr. 3 bezeichneten Personen- 
kreis einschränken. 

(3) Niemand darf mehrere Personalausweise be- 
sitzen. 


§ 3 

Einschränkung des Geltungsbereiches 

(1) Der Geltungsbereich eines Personalausweises 
kann bei der Ausstellung oder nachträglich auf 
Deutschland oder auf Deutschland und bestimmte 
andere Staaten eingeschränkt werden, wenn ein 
Versagungsgrund nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über 
das Paß wesen in der Fassung vom 30. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 721) vorliegt. 

(2) Der Erziehungsberechtigte (Sorgeberechtigte) 
eines Minderjährigen oder der gesetzliche Vertreter 
einer Person, die aus anderen Gründen als wegen 
Minderjährigkeit in der Geschäftsfähigkeit be- 
schränkt oder geschäftsunfähig ist, kann verlangen, 
daß der Geltungsibe reich des Personalausweises der 
seiner Obhut anvertrauten Person auf Deutschland 
eingeschränkt wird. Stimmt ider Erziehungsberech- 
tigte (Sorgeberechtigte) eines Minderjährigen, der 
das 14. Lebensjahr vollendet hat, dessen Antrag auf 
Ausstellung eines Personalausweises nicht zu, so ist 
der Personalausweis auf Deutschland einzuschrän- 
ken. 

(3) Die Einschränkung ist im Personalausweis zu 
vermerken. Fällt sie fort, ist auf Antrag ein neuer 
Personalausweis Quszustellen. 

§4 

Einziehung 

(1) Ein ungültiger Personalausweis ist einzuzie- 
hen. 

(2) Der Personalausweis ist ferner einzuziehen, 
wenn bekannt wird, daß 

1. bei seiner Ausstellung der Antragsteller 
nicht Deutsdier im Sinne des Artikels 1 16 
Abs. 1 des Grundgesetzes war oder sich 
nicht gewöhnlich im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft aufhielt 

oder 

2. nachträglich der Inlhaber die Eigenschaft 
als Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes verloren hat 
oder sich nicht mehr gewöhnlich im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes oder in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft aufhält. 

(3) Besitzt jemand mehrere Personalausweise, so 
sind sie bis auf einen ebenfalls einzuziehen. 

(4) Von der Einziehung kann abgesehen werden, 
wenn der Mangel, der die Einziehung rechtfertigen 
würde, fortgefallen oder wenn der Inhaber verstor- 
ben ist. 
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§5 

Besdilagnahme 

Der Personalausweis kann beschlagnahmt werden, 
wenn 

1. ihn eine Person besitzt, für 'die er nicht lausge- 
stellt worden und die zum Besitz nicht berech- 
tigt ist oder 

2. dringende Gründe für die Annahme vorhanden 
sind, daß seine Geltung nach § 3 eingeschränkt 
oder er nach § 4 Abs. 1 bis 3 eingezogen wer- 
den wird. 

§6 

Gültigkeitsdauer 

(1) Der Personalausweis wird für fünf Jahre aus- 
gestellt. Die Gültigkeitsdauer kann zweimal um je 
fünf Jahre verlängert werden. 

(2) Die Gültigkeitsdauer kann kürzer bemessen 
werden, wenn dringende Gründe für die Annahme 
vorhanden sind, daß der Personalausweis sonst vor 
Ablauf von fünf Jahren nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 einge- 
zogen würde. 

§7 

Kosten 

(1) Der Personalausweis wird kostenfrei ausge- 
stellt, ergänzt und verlängert. Wird er vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer ersetzt, kann nach Landes- 
recht eine Gebühr erhoben und die Erstattung von 
Auslagen verlangt werden. 

(2) Kosten, die dem Antragsteller entstehen, wer- 
den nur ersetzt, soweit eine Kostenerstattung aus- 
drücklich vorgesehen ist. 

§8 

Muster 

(1) Der Personalausweis muß ein Lichtbild ent- 
halten. 

(2) Der Bundesminister des Innern bestimmt im 
übrigen dus Muster des Personalausweises durch 
allgemeine Verwaltungs Vorschrift mit Zustimmung 
des Bund es rat es. 

§9 

Berliner behelfsmäßiger Personalausweis 

Der Berliner behelfsmäßige Personalausweis gilt 
bis auf weiteres als Personalausweis im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 bis 3. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Auslandsvorschriften 

§ 10 

Ausstellung 

(1) Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes, die sich gewöhnlich in einem 


anderen Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft aufhalten, wird auf Antrag ein Perso- 
nalausweis ausgestellt, wenn der Aufenthaltsstaat 
den Personalausweis für den Grenzübertritt und den 
Aufenthalt anerkennt. 

(2) § 2 Abs. 3 und die §§ 3 bis 8 sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 11 

Antrag 

(1) Wer im Ausland einen Personalausweis be- 
gehrt, muß ihn persönlich beantragen. Ist der An- 
tragsteller in der Geschäftsfähigkeit beschränkt, so 
bedarf er der Zustimmung seines gesetzlichen Ver- 
treters. Für einen Minderjährigen kann auch der Er- 
ziehungsberechtigte (Sorgeberechtigte) den Antrag 
stellen. Für einen Geschäftsunfähigen kann den 
Antrag nur der gesetzliche Vertreter stellen. 

(2) Der Antragsteller und der Erziehungsberech- 
tigte (Sorgeberechtigte) oder der gesetzliche Vertre- 
ter haben alle Angaben zu machen und Nachweise 
zu eitbringen, die zur Feststellung der Person des 
Antragstellers und seiner Eigenschaft als Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
notwendig sind. Ihr persönliches Erscheinen und die 
Beglaubigung ihrer Unterschrift können verlangt 
werden. Lichtbilder sind in der erforderlichen An- 
zahl sowie in der vorgeschriebenen Größe und Art 
einzureichen. Die erforderlichen Unterschriften sind 
zu leisten. Der Antragsteller hat sich einem Perso- 
nenfeststellungsverfahren zu unterziehen, falls 
Zweifel über seine Person bestehen. 

§ 12 

Zuständigkeit 

(1) Für Personalausweisangelegenheiten im Aus- 
land sind die diplomatischen und berufskonsulari- 
schen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland 
zuständig. Die Bundesminister des Auswärtigen und 
des Innern können durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, auch 
andere Auslandsvertretungen für zuständig erklä- 
ren. 

(2) örtlich zuständig ist die Auslandsvertretung, 
in deren Bezirk sich der Antragsteller oder der In- 
haber eines Personalausweises gewöhnlich aufhält. 
Hält er sich gewöhnlich im Bezirk mehrerer Aus- 
landsvertretungen auf, so bestimmt sich die Zustän- 
digkeit nach dem Bezirk, in dem er sich überwiegend 
aufhält. Ist hiernach keine Zuständigkeit gegeben, 
so ist die Auslandsvertretung zuständig, in deren 
Bezirk er sich vorübergehend aufhält. 

(3) Für die Beschlagnahme des Personalauswei- 
ses ist jede Auslandsvertretung zuständig. 

§ 13 

Schriftform 

(1) Die Entscheidung einer Auslandsvertretung, 
durch die ein Antrag auf Ausstellung eines Perso- 
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nalausweises abgelehnt, der Geltungsbereich eines 
Personalausweises eingeschränkt oder ein Perso- 
nalausweis eingezogen wird, bedarf der Sdiriftform. 
Sie ist zu begründen, mit einer Rechtsbebelfsbeleh- 
rung zu versehen und nach den Vorschriften des 
Verwaltungszustellungsgesetzes zuzustellen. 

(2) Die Beschlagnahme des Personalausweises ist 
schriftlich zu bestätigen; der Widerspruch gegen die 
Besdilagnahme hat keine aufschiebenide Wirkung. 

§ 14 
Kosten 

Für die schuldhaft verursachte Ersatzausstellung 
eines Personalausweises im Ausland wird die glei- 
che Gebühr wie für die Ausstellung eines Reisepas- 
ses erhoben; die Erstattung von Auslagen kann ver- 
langt werden. Die Gebühr kann ermäßigt oder er- 
lassen werden, wenn der Antragsteller bedürftig ist. 

§ 15 

Pflichten des Inhabers 

(1) Hält sich der Inhaber eines Personalausweises 
gewöhnlich im Ausland auf, so ist er verpflichtet, 
der Auslandsvertretung unverzüglich 

1. den Personalausweis zur Berichtigung aus- 
zuhändigen, wenn eine Eintragung unzu- 
treffend ist, 

2. den bisherigen Personalausweis nach Emp- 
fang eines neuen abzuliefern, 

3. den Personalausweis abzuliefern, wenn 
seine Gültigkeitsdauer abgelaufen ist, 

4. den Personalausweis auf Verlangen der 
Auslandsvertretung vorzulegen, wenn 
sein Geltungsbereich eingeschränkt wer- 
den soll. 

(2) Er ist ferner verpflichtet, Vorladungen der 
Auslandsvertretung zur Aufklärung von Zweifeln 
an der Gültigkeit des Personalausweises zu befol- 
gen. 

§ 16 

Ungültigkeit 

(1) Im Ausland ist ein Personalausweis ungültig, 
wenn 

1. eine nach dem Muster vorgesehene Ein- 
tragung, ein Stempel- oder Siegelabdruck 
fehlt, unzutreffend oder, von den Unter- 
schriften abgesehen, unleserlich ist, 

2. das Lichtbild fehlt oder die einwandfreie 
Feststellung der Personengleichheit mit 
dem Inhaber nicht zuläßt, 

3. seine Gültigkeitsdauer abgelaufen ist, 

4. seine Brauchbarkeit durch eine sachfremde 
Eintragung beeinträchtigt ist, 

5. der Inhaber verstorben ist. 

(2) Er ist ferner ungültig, wenn er verfälscht wor- 
den ist. 


DRITTER ABSCHNITT 

Straf-, Bußgeld- und Schlußvorschriften 

§ 17 

Straftaten 

(1) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
miacht oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen einen Personalausweis zu be- 
schaffen oder die Verlängerung der Gül- 
tigkeitsdauer eines Personalausweises zu 
bewirken, 

2. wissentlich einen Personalausweis zur 
Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht, 

a) den er oder ein anderer durch Angaben 
der in Nummer 1 bezeichne ten Art be- 
schafft hat oder 

b) bei der er oder ein anderer die Verlän- 
gerung der Gültigkeitsdauer durch An- 
gaben der in Nummer 1 bezeichneten 
Art bewirkt hat, 

3. einen Personalausweis, der für einen an- 
deren ausgestellt ist, zur Täuschung im 
Rechtsverkehr gebraucht, 

4. einem anderen zur Täuschung im Rechts- 
verkehr einen Personalausweis überläßt, 
der nidit für diesen ausgestellt ist. 

(2) Der Versuch ist in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 3 und 4 strafbar. 

§ 18 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer, ohne zur Täu- 
schung im Rechtsverkehr zu handeln, einen Perso- 
nalausweis verfälscht oder einen verfälschten Per- 
sonalausweis gebraucht. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. entgegen § 1 Abs. 1 weder einen Perso- 
nalausweis noch einen diesen ersetzenden 
Ausweis besitzt oder 

2. entgegen § 1 Abs. 2 einen Ausweis, zu 
dessen Besitz er nach § 1 Abs. 1 ver- 
pflichtet ist, den zuständigen Behörden 
oder Beamten zur Prüfung der Personalien 
nicht aushändigt. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
sätziich oder leichtfertig 

1. als Inhaber eines Personalsausweises mit 
gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland ge- 
gen eine in § 15 bezeichnete Pflicht ver- 
stößt oder 
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2. dem Ausführungsgesetz eines Landes oder 
einer auf Grund eines solchen Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnunig zuwiderhan- 
delt, soweit sie für einen 'bestimmten Tat- 
bestand auf diese iBußgeldvorschrift ver- 
weisen. 

(4) Die vcKrsätzliche Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünftausenid Deutsche Mark 
geahndet werden. Die leichtfertige Ordnungswidrig- 
keit kann in den Fällen des Absatzes 3 mit einer 
Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(5) Eine Ordnungswidrigkeit kann lauch dann ge- 
ahndet werden, wenn sie im Ausland begangen 
worden ist. 

(6) Die Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 verjährt in zwei Jahren. 


§ 19 

Bußgeldbehörde 

Verwaltungsbehörde im Sinne des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist das Auswärtige Amt oder 
die von den Bundesministern des Auswärtigen und 
des Innern durch Rechtsverordnung bestimmte Bun- 
desbehörde, soweit dieses Gesetz von Bunde&behör- 
den lausgeführt wird. Die Rechtsverordnung bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

§20 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. . 

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über Personalaus- 
weise vom 19. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 807), zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. Mai 
1963 (Bundesgesetzbl, 1 S. 292), 'außer Kraift. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Das Gesetz über Person alausiw eise vom 19. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 807), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz vom 2. Miai 1963 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 292), muß neu gefaßt werden, weil 

a) es auf Ausländer nicht me^hr (anwendbar ist (§ 2 
des Gesetizes über das Paßwesen vom 4. März 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 290 — in der Fas- 
sung vom 30. August 1960 — Bundesgesetzbl. I 
S. 721), 

b) eine längere Gesamtgültigkeitsdauer des Perso- 
nalausweises ermöglicht werden soll, 

c) die Entwicklung der Freizügigkeit mnerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft eine Rechtagrundliage für die Aus- 
stellung von Personalausweisen im Ausland lan 
Deutsche notwendig macht, 

d) die Möglichkeit geschaffen werden muß, die 
Verwendung des Personalausweises als Grenz- 
übertrittspapier einz'uschränken, 

e) nach der Rechts ent Wicklung der letzten Jahre 
eine Reihe von materiellen Regelungen, die bis- 
her nicht normiert waren, einer gesetzlichen 
Grundlage bedürfen und 

f) die Strafvorschriften nicht mehr den Bedürfnis- 
sen der Strafrechtspraxis entsprechen. 

2. Auf dem Gebiete des Personalausweiswesens 
steht dem Bund nur das Recht zu, Rähmen Vorschrif- 
ten zu erlassen (Artikel 75 Nr. 5 GG). Das Bedürf- 
nis nach einer bundesgesetzlichen Rahmen reg elung 
ergibt sich — wie schon bei dem geltenden Personal- 
ausweisgesetz vom 19. Dezember 1950 und den Än- 
derungsgesetzen hierzu — aus der Notwendigkeit, 
die Rechtseinheit auf dem Gebiet des Personalaus- 
vreiswesens und die Einheitlichkeit der Lebensver- 
hältnisse in allen Bundesländern zu wahren (Arti- 
kel 75 Nr. 5 in Verbindung mit Artikel 72 Abs. 2 
Nr. 3 GG). Die für das Inland vorgeselhenen Rahmen- 
vorschriften (§§ 1 bis 9) regeln zwar die Gesetzes- 
materie umfassender als das Gesetz vom 19. Dezem- 
ber 1950, lassen den Ländern aber dennoch genügend 
Raum zu eigener Gesetzgebung. Wie ein Vergleich 
mit den Ausführungsgesetzen der Länder zum gel- 
tenden Personalausweisgesetz zeigt, können die 
Länder das Personalausweiswesen für ihren Bereich 
weiterhin bis auf eine Vorschrift (Einiziehung) in 
dem gleichen Umfang regeln wie bisher. 

3. Der zweite Abschnitt betrifft die Personalaus- 
weis angelegenheiten im Ausland. Er regelt sie voll- 
ständig. Die Gesotzgebungskompetenz des Bundes 
hierfür ergibt sich aus Artikel 75 Nr. 5 und Artikel 
73 Nr. 1 GG (auswärtige Angelegenheiten). Dieser 
Abschnitt wird in bundeseigerier Verwaltung ausge- 
führt (Artikel 87 Abs. 1 GG Auswärtiger Dienst). 
Aus der Verwaltungspompetenz des Bundes folgt 


notwendig auch die Kompetenz zur Regelung der 
sich aus der Verwaltung ergebenden Einzelheiten. 

4. Der dritte Abschnitt enthält Vorschriften über 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten. Die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes ergibt sich (aus Ar- 
tikel 74 Nr. 1 GG. 

5. Das Gesetz bedarf nach Artikel 84 Abs. 1 GG der 
Zustimmung des Bundesrates, weil § 7 eine Rege- 
lung des Verwialtungs Verfahrens der Länder ent- 
hält. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 


Erster Abschnitt 

Zu§ 1 

1. Die Ausweispflicht hat in den zurückliegenden 
Jahren nicht zu Schwierigkeiten geführt. Die Be- 
völkerung empfindet sie durchweg um so weniger 
als Belastung, als der gebührenfrei ausgestellte Per- 
sonalausweis nicht nur bei den Geschäften des täg- 
lichen Lebens von Nutzen ist, sondern auch für Rei- 
sen in die Sowjetische Besatzungszone und in alle 
Staaten Westeuropas — zur Zeit noch mit Aus- 
nahme Portugals — benutzt werden kann. Die Aus- 
weispflicht hat sich .auch bewährt. Sie erleichtert 
der Polizei ihre Aufgabe bei Fahndungen und in 
anderen Fällen, in denen Personen identifiziert 
werden müssen, und zwar selbst dann, wenn der 
Ausweis nicht mitgeführt wird. In der Massenge- 
sellschaft mit ihrer Anonymität des einzelnen ver- 
langen die Rechtssicherheit und die Voraussetzun- 
gen für ein gedeihliches Zusammenleben aller eine 
Regelung, durch die eine möglichst einfache, aber 
sichere Identifizierung einer Person bei zahlreichen 
Gelegenheiten gewährleistet ist. Dies liegt auch im 
Interesse jedes Bürgers. Es ist ferner zu berücksich- 
tigen, daß der Besitz eines Personalausweises in 
Notstandszeiten besondere Bedeutung gewinnen 
kann. Es wäre nicht möglich, erst dann Millionen 
von Ausweisen in kürzester Zeit auszustellen. 

2. Das Gesetz vom 19. Dezember 1950 setzte den 
Beginn der Ausweispf licht auf das 16. Lebensjahr 
fest. Nach dem Entwurf soll sie mit der Vollendung 
des 14. Lebensjahres beginnen. Die Vorverlegung 
erscheint sachlich geboten. Denn in diesem Alter 
verläßt die überwiegende Mehrzahl der Jugendli- 
chen eines Jahrgangs (etwa 80®/o) die Schule und 
tritt in das Berufsleben ein. Selbst wenn nach der 
Eiruführung des 9. Schuljahres die Schulentlassung 
ein Jahr später erfolgt, ist als Beginn der Ausweis- 
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Zu § 3 


pflidit das vollendete 14. Lebensjahr deswegen 
zweckmäßig, weil dem Jugendlichen dann schon 
beim Eintritt in das Berufsleben ein Ausweis zur 
Verfügung steht. 

3. Absatz 1 Satz 1 gibt die sachlich nicht zwingende 
Verbindung der Ausweispflicht mit dem Melderedit 
auf und knüpft ian den gewöhnMchen Aufenthalt 
an. Dies wird es den Ausweispflichtigen erleichtern, 
die Bestimmung zu verstehen. Der Begriff des „ge- 
wöhnlichen" oder „ständigen" Aufenthalts ist auch 
in anderen Gesetzen als Tatbestandsmerkmal ver- 
wendet worden, z. B. im Wehrpflichtgesetz, im 
Heimkehrergesetz, im Lastenausgleidisgiesetz und 
im Bundesbeamtengesetz. Daher ist dieser Begriff 
durch die Rechtsprechung lauch mit Wirikung für das 
Personalausweisrecht geklärt. 

4. Absatz 2 entspricht den Bedürfnissen der Ver- 
waltung, die eine ausreichende üiberprüfung nur 
dann durchführen kann, wenn ihr der Ausweis auf 
Verlangen ausgehändigt wird. 

5. Absatz 3 soll es den Ländern ermöglichen, in 
ihre Ausführungsgesetze eine Vorschrift aufzuneh- 
men, wonach in besonderen Fällen das Mitführen 
der Ausweise angeordnet werden kann. 

6. Mit Ausnahme des Gesetzes für idie Hansestadt 
Hamburg vom 23. Juli 1951 enthalten die Ausfüh- 
rungsgesetze aller Länder eine Vorschrift, nach der 
Personen, die wegen Geisteskra'nkheit entmündigt 
oder voraussichtlich dauernd in einer Kranken-, Heil- 
oder Pflegeanstalt untergebracht sind, von der Aus- 
weispflicht befreit werden können. Im Hinblick auf 
die Ausweispflicht des Absatzes 1 ist die Zulässig- 
keit solcher Ausnahmen zweifelhaft. Derartige Be- 
denken werden durch Absatz 4 beseitigt. Gleichzei- 
tig wurde diese Vorschrift gegenüber ider bisherigen 
Praxis weiter gefaßt und damit fdem Rahmencharak- 
ter des Gesetzes Rechnung getragen. Gedacht ist 
dabei einerseits an Personen, die im allgemeinen 
in der Öffentlichkeit nicht in Erscheinung treten 
und deswegen nicht gezwungen werden sollen, 
einen Ausweis zu besitzien, andererseits an solche, 
bei denen ein öffentliches Interesse daran besteht, 
daß süe einen Ausweis nicht erhalten. 


Zu§ 2 

Die Bestimmung wurde neu aufgenommen, um klar- 
zustellen, daß alle Deutschen mit gewöhnlichem 
Aufenthalt im Geltungsbereich des Gesetzes igrund- 
sätzüch Anspruch auf einen Personalausweis haben. 
Es besteht ein Interesse daran, daß der Personal- 
ausweis möglichst weitgehende Verbreitung findet. 
Auch wer nicht unter die Ausweispflicht fällt, er- 
hält deshalb auf Antrag einen Personalausweis. Er- 
fordert die Anonymität des einzelnen in der heutigen 
Massengesellschaft die Erleichterung der Identi- 
tätsfeststellung, dann ist es auch Pflicht des Staates, 
seinen Bürgern einen Anspruch auf einen Aus- 
weis einzuräumen. Dieser Anspruch soll nach Ab- 
satz 2 nur dann nicht zugebilligt sein, wenn die 
Länder ihn in den Ausführungsgesetzen ausdrück- 
lich für bestimmte Personenkreise einschränken. 


1. Mit dieser Vorschrift wird der Tatsache Rech- 
nung getragen, daß der Personalausweis immer häu- 
figer als Grenzübertrittspapier benutzt wird. Die 
nach dem Paßrecht bestehende Möglichkeit, jeman- 
dem in bestimmten Fällen den Paß zu versagen oder 
zu entziehen, wäre weitgehend gegenstandslos, 
wenn das Personalausweisrecht nicht eine entspre- 
chende Regelung träfe. Es war jedoch zu berück- 
sichtigen, daß der Personalausweis wegen der Aus- 
weispflicht des § 1 nicht wie ein Paß versagt oder 
entzogen werden kann. Deshalb ist vorgesehen, daß 
sein Geltungsbereich auf Deutschland oder auf 
Deutschland und bestimmte andere Staaten einge- 
schränkt werden kann, wenn einer der Versagungs- 
gründe des § 7 Abs. 1 des Paßgesetzes vorliegt. Der 
Versagungsgrund des § 7 Abs. 2 Buchstabe a PaßG 
braucht nicht übernommen zu werden, da die Eigen- 
schaft als Deutscher ohnehin Voraussetzung für die 
Ausstellung eines Personalausweises ist. Auch die 
Erwähnung von Buchstabe b a. a. O. ist dm Hinblick 
auf § 3 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs überflüssig. 
Schließlich besitzt auch Buchstabe c a. a. O. prak- 
tisch keine Bedeutung, da eine Auswanderung in 
der Regel den Besitz eines Passes voraussetzt. 

Die Entscheidung, ob und inwieweit der Geltungs- 
bereich eines Personalauswieises eingeschränkt wer- 
den soll, ist in das pflichtgemäße Ermessen der Be- 
hörde gestellt worden. Ein eingeschränkter Perso- 
nalausweis kann auch für Reisen in und durch die 
SBZ benutzt werden. 

2. Aus der VerweiKibarkeit des Personalauswei- 
ses als Grenz Übertrittspapier können sich für Per- 
sonen, die in der Geschäftsfähigkeit beschränkt oder 
geschäftsunifähig sind. Gefahren ergeben. Deshalb 
wird dem Erziehungsberechtigten (SorgebeTechtig- 
ten) bzw. dem gesetzlichen Vertreter durch Ab- 
satz 2 Satz 1 die Möglichkeit gegeben, den Geltungs- 
bereich von Personalausweisen der ihrer Obhut An- 
vertrauten einschränken zu lassen. Satz 2 bezieht 
sich auf Fälle, in denen der ausweispflichtige Min- 
derjährige den Ausweis selbst beantragt, in denen 
der Sorgeberechtigte aber durch Verweigerung 
der Zustimmung ausfdrückt, daß der Ausweis nicht 
für Grenzübertritte benutzt werden soll. 

3. Fällt die Einschränkung fort, hat der Inhaber 
des Personalausweises den Anspruch, daß der Ver- 
merk gelöscht wird. Er kann aber das weiterge- 
hende Interesse haben, einen Personalausweis zu 
besitzen, aus dem eine überholte Einschränkung 
nicht ersichtlich ist. Deshalb erhält er durch Absatz 3 
die Möglichkeit, einen neuen Personalausweis zu 
beantragen. 


Eine bundeseinheitliche Regelung ist lerforderlich, 
um den Mißbrauch von Personalausweisen in allen 
Bundesländern in gleichem Maße zu veThindern. Die 
Ausstellung eines Personalausweises schafft den 
Vertrauenstatbesfcand, daß bei seinem Inhaber ein 
Recht zum Besitz des Personalausweises vermutet 


Zu § 4 
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wiird. Um diesen Rechtsschein zu schützen, müssen 
Personalausweise, deren Besitz nicht gerechtfertigt 
ist, eingezogen we-rden. 


Zu § 5 

Die Aufnahme dieser Vorschrift in das Rahmenge- 
setz ist erforderlich, weil auch Bundesbehörden in 
die Lage kommen können, Personalausweise zur 
Vorbereitung der Einschränkumg oder Einziehung 
oder Rückgabe an den Berechtigten zu beschlagnah- 
men. Dabei ist es unerheblich, ob ein Einschrän- 
kungs- oder Einziehungs verfahren bereits eingelei- 
tet ist oder nicht, weil sonst die Beschlagnahme in 
vielen Fällen zu spät käme oder unmöglich würde. 


Zu §6 

Die gegenwärtige Beschränkung der Gesamtgültig- 
keitsdauer des Personalausweises auf zehn Jahre 
hat zur Folge, daß in 'zahlreichen Fällen Personal- 
ausweise nach dieser Frist auch dann erneuert wer- 
den müssen, wenn der Ausweisinhaber auf Grund 
des Lichtbildes noch einwandfrei identifiziert wer- 
den kann und der Ausweis noch gut erhalten ist. 
Nunmehr soll dem Ermessen der Behörden ein 
größerer Spielraum eingeräumt werden. Dabei er- 
streckt sich Absatz 1 Satz 2 auch auf Ausweise, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgestellt 
worden sind. 


Zu §7 

Die Vorschrift faßt § 1 Abs. 3 und — soweit dazu- 
gehörig — § 2 Satz 2 des Gesetzes vom 19. Dezem- 
ber 1950 zusammen. Es besteht — wie bisher — 
ein Interesse daran, bundeseinheitlich festzulegen, 
daß im Regelfall keine Gebühr erhoben wird. 

Dem Antragsteller werden durch das Gesetz Pflich- 
ten auferlegt, die für ihn mit Kosten verbunden sein 
können. Diese Kosten, z. B. für Lichtbilder, werden 
in der Regel unerheblich sein. Die Länder sollen 
jedoch 'die Möglichkeit haben, eine Kostenerstat- 
tung vorzusehen. 


Zu § 8 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 1 Abs. 2 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1950. Bei Änderun- 
gen des Ausweismusters wird auch in Zukunft kei- 
nes/falls Raum für Fingerabdrücke vorgesehen wer- 
den. Dies weiterhin ausidrücklich im Gesetz festzu- 
legen, erschien entbehrlich. 


Zu §9 

Die Aufnahme einer Berlin-Klausel ist derzeit nicht 
möglich, da die Alliierte Kommandantur das Aus- 
weiswesen für Berlin abschließend geregelt hat 
Daher muß idie Vorschrift des bisherigen § 4 Abs. 1 
beibehalten werden. 


Zweiter Abschnitt 

Zu § 10 

Die Vorschrift betrifft — wie die übrigen Bestim- 
mungen des zweiten Abschnitts — die Ausstellung 
von Personalausweisen im Ausland. 

1. Die Richtlinie des Rats der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft Nr. 64/240 vom 25. März 1964 
(Amtsblatt 1964 S. 981) verpflichtet jeden Mitglied- 
staat, Arbeitnehmern, die Staatsangehörige eines 
anderen Mitgliedstaats sind, sowie deren Familien- 
angehörigen den gewöhnlichen Aufenthalt in sei- 
nem Floheitsgebiet mit einem Personalausweis zu 
gestatten. Die gleiche Verpflichtung ist in der Richt- 
linie des Rates Nr. 64/220 vom 25. Februar 1964 
(Amtsblatt 1964 S. 845) hinsichtlich derjenigen 
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates enthalten, 
die sich in einem anderen Mitgliedstaat niederge- 
lassen haben oder niederlassen wollen, um eine 
selbständige Tätigkeit auszuüben, oder die sich 
dorthin als Empfänger einer Dienstleistung bege- 
ben wollen. Aus diesem Grunde muß es ermöglicht 
V/ erden, künftig Personalausweise auch für Deut- 
sche mit gewöhnlichem Aufenthalt in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zu verlängern oder auszustellen. 

Während das Gesetz im Bundesgebiet durch die 
Länder ausgeführt wird, kann seine Ausführung im 
Ausland nur in bundes eigener Verwaltung durch die 
deutschen Auslandsvertretungen erfolgen. Es ist 
deshalb erforderlich, für diese besondereVorschrif- 
ten zu erlassen. 

2. Da die Rahmenvorschriften des ersten Abschnitts 
nur Geltung für das Bundesgebiet haben, müssen 
sie, soweit das Gesetz im Ausland ausgeführt wird, 
durch Absatz 2 für entsprechend anwendbar erklärt 
werden. 


Zu § 11 

1. Absatz 1 bestimmt, wie ein Personalausweis im 
Ausland zu beantragen ist. 'Dabei wurde 'dem Schutz 
der Minderjährigen und sonstigen in der Geschäfts- 
fähigkeit beschränkten Personen Rechnung getra- 
gen. 

2. Die in Absatz 2 genannten Verpflichtungen sind 
zur Feststellung der Identitätsmerkmale und zur 
Aufklärung von Zweifeln über idie Person des An- 
tragstellers unerläßlich. Der Umfang der Pflichten 
ergibt sich zwangsläufig aus der Natur des Perso- 
nalausweises und aus seinem Zweck, mit der Aus- 
stellung Klarheit über die Person des Inhabers zu 
schaffen. 


Zu § 12 

Die besonderen Verhältnisse im Ausland können 
es erfordern, daß außer den diplomatischen und 
berufskonsularischen Vertretungen auch andere 
Vertretungen der Bundesrepublik, z. B. Handelsver- 
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tretungen ermächtigt werden, Personalausweisiange- 
legenheiten zu bearbeiten. Da die Länder hierdurch 
nicht berührt werden, bedarf solche Regelung nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. 

Die Zuständigkeit knüpft — wie auch sonst — an 
den gewöhnlichen Aufenthalt des Antragstellers an. 
Für die Beschlagnahme eines einzuschränkenden 
oder einzuziehenden Personalausweises mußte die- 
ser Grundsatz aus praktischen Erwägungen durch- 
brochen werden. Zur Verhütung von Mißbräuchen 
muß jede Auslandsvertretung eingreifen können. 


Zu § 13 

Die Schriftform wurde für die vorgesehenen Fälle 
im Interesse des Betroffenen angeordnet. Die Auf- 
nahme der weiteren in den §§56 und 59 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung festgelegten Erfordernisse 
soll deren Beachtung in der Praxis gewährleisten. 


Zu § 14 

Es ist nicht gerechtfertigt, einen Personalausweis 
auch dann kostenfrei auszustellen, wenn die Ersatz- 
ausstellung schuldhaft verursacht ist. Es erscheint 
angemessen, in solchen Fällen eine Gebühr in der 
Höhe zu erheben, wie sie für die Ausstellung eines 
Passes zu entrichten wäre (siehe Paßgebührenver- 
ordnung in der Fassung vom 15. Februar 1964 — 
(Bundesgesetzbl. I S. 130). 


Zu § 15 

Die dem Inhaber auferlegten Pflichten sollen sicher- 
steilen, daß die Eintragungen im Personalausweis 
zutreffen und daß nicht mehr benötigte oder ungül- 
tige Ausweise zur Vermeidung von Mißbrauch aus 
dem Verkehr igezogen werden. 


Zu §16 

Die Vorschrift über die Ungültigkeit von Personal- 
ausweisen geht davon laus, daß bei Fehlen oder Un- 
zulänglichkeit einer wesentlichen Eintraguing oder 
bei Beschädigung der Ausweiszweck gefährdet wird. 
Sie ist im Zusammenhang mit den §§ 4 und 5 (Ein- 
ziehung und Beschlagnahme eines Personalauswei- 
ses) von Bedeutung. 


Dritter Abschnitt 

Zu §17 

Von den bisheitigen Strafvorschriften wurde der 
nunmehr genauer gefaßte Tatbestand des § 3 Abs. 1 
Buchstabe b) des Gesetzes vom 19. Dezember 1950 
in den Entwurf übernommen (§ 17 Abs. 1 Nr. 1). 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2 soll, ähnlich wie § 11 Abs. 1 Nr. 5 
des Paßgesetzes vom 4. März 1952, auch den Ge- 
brauch von Personalausweisen, die durch unrichtige 


Angaben beschafft worden sind oder bei denen eine 
Verlängerung der Gültigkeitsdauer durch unrichtige 
Angaben erreicht worden ist, unter Strafe stellen. 

Die Nummern 3 und 4 in Absatz 1 entsprechen den 
Strafvorschriften des § 3 Abs. 1 Buchstaben d und e 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1950. Sie sollen 
bis zum Inkrafttreten des § 310 des Entwurfs eines 
Strafgesetzbuches (E 1962), dem sie nachgeibildet 
sind, in Geltung bleiben. Wegen der übersetzten 
Strafdrohung des § 281 Strafgesetzbuch (vgl. amt- 
liche Begründung zu § 310 E 1962 S. 488) entspricht 
es den Bedürfnissen der Strafrechtspflege, die Tat- 
bestände des Mißbrauchs von Persanialausweisen 
sondergesetzlich zu regeln. Die Qualifizierung der 
Tatbestände als Vergehen ist nach dem Unrechts- 
göhalt sachlich gerechtfertigt; sie berücksichtägt, daß 
in den letzten Jahren Übertretungstatbestände 
grundsätzlich nicht neu geschaffen wurden und daß 
diese auch in der Einteilung der strafbaren Hand- 
lungen im Entwurf des neuen Strafgesetzbuches 
nicht mehr enthalten sind. 


Zu§ 18 

Eine neue Vorschrift, die das Verfälschen von Per- 
sonalausweisen mit Geldbuße bedroht (§18 Abs. 1) 
soll diejenigen eigenmächtigen Veränderungen von 
Eintragungen erfassen, bei denen die Absicht einer 
Täuschung im Rechtsverkehr nicht gegeben ist. Denn 
es besteht ein sicherheitsmäßiges Bedürfnis, diesen 
häufig vorkommenden Verfälschungen des Perso- 
nalauswedses, z. B. laus Gründen der Eitelkeit, die 
nach § 267 des Strafgesetzbuches straflos bleiben, 
durch eine eigene Bußgeldvorschrift entgegenzu- 
wirken. 

Entsprechend ihrem geringeren Unrechtsgehialt wur- 
den zwei bisherige Straftatbestänide (§ 3 Abs. 2 
Buchstaben a und c) nunmehr in Absatz 2 als Ord- 
nungswidrigkeiten e ing es tuf t . 

Diese Ordnungs Widrigkeiten werden durch die Tat- 
bestände des Absatzes 3 ergänzt. Hierdurch sollen 
gesetzliche Verbote und Pflichten, die sonst wir- 
kungslos sein könnten, bewehrt werden. Absatz 3 
Nr. 2 stellt es den Ländern frei, diese Bußgeldbe- 
stimmung für anwendbar zu erklären und wahrt in- 
soweit die Gesetzgebungshoheit der Länder. Sie 
entspricht den Vorschriften anderer Rahmenge- 
setze. 

In den Fällen der Absätze 1 und 2 kommt in der 
Regel nur vorsätzliches Handeln in Betracht. Damit 
die Verwaltungsbehörde vorgesehene Pflichten und 
Verbote durchsetzen kann, soll jedoch wenigstens in 
den Fällen des Absatzes 3 auch das leichtfertige 
Handeln geahndet werden. 

Für vorsätzliche Ordnungswidrigkeiten wurde nach 
dem Muster des § 48 Abs. 4 des Ausländergesetzes 
einheitlich eine Geldbuße bis zu 5000 DM vorge- 
sehen. Dem soll bei den leichtfertigen Ordnungswi- 
drigkeiten eine Geldbuße bis zu 2500 DM — d. h. 
bis zur Hälfte des Höchstbetrages für vorsätzliches 
Handeln — entsprechen. 
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Absatz 5 ermöglicht es, auch nach Inkrafttreten 
eines neuen Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
Verstöße, die dm Ausland begangen wurden, zu 
ahnden. 

Absatz 6 verlängert für die Ordnungswidrigkeiten 
des Absatzes 1 die normale Verjährungsfrist von 
6 Monaten auf 2 Jahre. Die bußgeldbewehrten Hand- 
lungen dürften sonst regelmäßig verjährt sein, ehe 
sie festgestellt werden. 


Zu § 19 

Durch die Vorschrift wird die Ahndung von Ord- 
nungswidrigkeiten, die im Ausland begangen wer- 
den, dem Auswärtigen Amt oder auf Grund einer 
Rechtsverordnung einer anderen Bundesbehöide 
übertragen. Der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf es im letzteren Fall nicht. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zur Überschrift 

Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Entwurf eines Bundespersonal ausweisgesetzes". 

Begründung 

Da dem Bund auf dem Gebiet des Ausweiswe- 
sens nach Artikel 75 Nr. 5 des Grundgesetzes 
nur eine Rahmenkompetenz zusteht, ist es zur 
Ausfüllung dieses Rahmengesetzes erforderlich, 
Landespersonalausweisgesetze zu erlassen. Zur | 
Unterscheidung dieser Gesetze sollte in der über- I 
Schrift des vorliegenden Gesetzentwurfs der j 
Wortzusatz „Bundes'' aufgenommen werden. j 

2. Zu §§ 1 bis 3 I 

In § 1 Abs. 1 Satz 1, in § 2 Abs. 2 und in § 3 i 
Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „14. Lebensjahr" 
durch die Worte „16. Lebensjahr" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Vorverlegung auf das 14. Lebensjahr er- 
scheint sachlich nicht geboten. Es sollte vielmehr 
bei der bisherigen Regelung des Gesetzes über 
Personalausweise vom 19. Dezember 1950 ver- 
bleiben, wonach das 16. Lebensjahr als maß- 
gebend festgesetzt worden ist. 

I 

3. Zu § 6 

In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „zweimal um 
je fünf Jahre" durch die Worte „zweimal um je 
bis zu fünf Jahren" zu ersetzen. 

Begründung 

Es sollte, wie schon nach einer früheren Fassung 
des Gesetzes, die Möglichkeit auc±i einer kür- 


zeren Verlängerung der Gültigkeitsdauer er- 
öffnet werden. 


4. Zu § 15 

In Absatz 1 ist hinter dem Wort „soll" nach 
einem Komma folgende Nr. 5 anzufügen; 

„5. den Verlust des Personalausweises und sein 
Wiederauffinden anzuzeigen." 

Begründung 

Obwohl für einen Deutschen, der seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Ausland hat, keine Pflicht 
zum Besitz eines Personalausweises besteht, 
liegt es im öffentlichen Interesse, daß die Aus- 
landsvertretungen davon unterrichtet werden, 
wenn ein deutscher Ausweis im Ausland in Ver- 
lust gerät. Das Wiederauffinden eines Personal- 
ausweises sollte deshalb der Auslandsvertretung 
angezeigt werden, da zwischenzeitlich ein Ersatz- 
ausweis ausgestellt sein kann und einer der bei- 
den Ausweise eingezogen werden muß. 


5. Zu § 17 

Nach § 17 Abs. 2 soll auch der Versuch eines 
Vergehens nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 und 4 mit 
Strafe bedroht werden. § 310 des Entwurfs eines 
StGB (E 1962) enthält keine entsprechende Vor- 
schrift. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens sollte geprüft werden, ob für § 17 
Abs. 2 ein kriminalpolitisches Bedürfnis besteht; 
praktische Fälle, in denen § 17 Abs. 2 Anwendung 
findet, dürften kaum Vorkommen. 
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Äußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu !. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Die 
Kurzbezeichnung des Gesetzes würde dementspre- 
chend „BPAauswG" lauten. 


Zu 2. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Die Annahme des 
Vorschlags hätte jedoch zur Folge, daß in § 1 Abs. 1 
Satz 2 des Entwurfs die Worte „ein deutscher Kin- 
derausweis" gestrichen werden müßten, da dieser 
nur für Kinder bis zu 16 Jahren ausgestellt wird. 


Zu 3. 

Die Bundesregierung erhebt aus sachlichen Gesichts- 
punkten keine Einwendungen. Die vorgeschlagene 
Fassung ist jedoch sprachlich unbefriedigend. § 6 
Abs. 1 Satz 2 sollte lauten: „Die Gültigkeitsdauer 
kann zweimal, und zwar jeweils um höchstens fünf 
Jahre, verlängert werden." 


Zu 4. und 5. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 
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